Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 738 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler * Bonn, den 14. November 1962 

8 — 52200 — 6201/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines 

Gesetzes zur Einschränkung des § 7 b des 
Einkommensteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 250. Sitzung am 9. November 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Einschränkung des § 7 b des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 7b wird der folgende Absatz 7 angefügt: 

„(7) Bei Gebäuden, bei denen der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 9. Oktober 1962 und 
vor dem 1. Oktober 1964 gestellt worden ist, 
sind an Stelle der Absätze 1 bis 6 die Vorschrif- 
ten des § 54 anzuwenden. Das gilt nicht für Ge- 
bäude, die in Berlin (West) errichtet worden 
sind." 

2. Hinter § 53 wird der folgende § 54 eingefügt: 

„§ 54 

Schlußvorschriften 

(Sondervorschriften für Wohngebäude, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 9. Ok- 
tober 1962 und vor dem 1. Oktober 1964 gestellt 
worden ist) 

(1) Bei Eigenheimen, Eigensiedlungen und 
eigengenutzten Eigentumswohnungen, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 9. Ok- 
tober 1962 und vor dem 1. Oktober 1964 gestellt 
worden ist und die zu mehr als 66 2 / 3 vom Hun- 
dert Wohnzwecken dienen, können abweichend 
von § 7 im Jahr der Fertigstellung und in dem 
darauffolgenden Jahr auf Antrag jeweils bis zu 
7,5 vom Hundert der Herstellungskosten abge- 
setzt werden. Ferner können in den darauffol- 
genden acht Jahren an Stelle der nach § 7 zu 
bemessenden Absetzung für Abnutzung jeweils 
bis zu 4 vom Hundert der Herstellungskosten 
abgesetzt werden. Nach Ablauf dieser acht Jahre 
bemessen sich die Absetzungen für Abnutzung 
nach dem dann noch vorhandenen Restwert und 
der Restnutzungsdauer. Die Sätze 1 bis 3 sind 
auf den Teil der Herstellungskosten, der 120 000 
Deutsche Mark übersteigt, nicht anzuwenden. 

(2) Bei Kaufeigenheimen, Trägerkleinsiedlun- 
gen und Kaufeigentumswohnungen sind die Vor- 
schriften des Absatzes 1 mit der Maßgabe ent- 


sprechend anzuwenden, daß die erhöhten Ab- 
setzungen bis zur Höhe von 7,5 vom Hundert 
der Herstellungskosten vom Bauherrn, im übri- 
gen vom Ersterwerber in Anspruch genommen 
werden können. Für den Ersterwerber treten an 
die Stelle der Herstellungskosten die Anschaf- 
fungskosten und an die Stelle des Jahres der 
Fertigstellung das Jahr des Ersterwerbs. 

(3) Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen 
im Sinn des Absatzes 1 kann der Bauherr inner- 
halb der ersten drei Jahre nicht ausgenutzte er- 
höhte Absetzungen bis zum Ende des vierten 
Jahres nachholen. Dabei können nachträgliche 
Herstellungskosten vom Jahr ihrer Entstehung 
an bei der Bemessung der erhöhten Absetzungen 
so berücksichtigt werden, als wären sie bereits 
im Jahr der Fertigstellung entstanden. Im Jahr 
der Fertigstellung und den beiden folgenden 
Jahren müssen jedoch mindestens die Absetzun- 
gen für Abnutzung nach § 7 vorgenommen wer- 
den. Die Sätze 1 bis 3 gelten für den Ersterwer- 
ber im Sinn des Absatzes 2 mit der Maßgabe 
entsprechend, daß dieser auch die vom Bauherrn 
nicht ausgenutzten erhöhten Absetzungen nach- 
holen kann. 

(4) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 
sind zum Gebäude gehörende Garagen ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung als 
Wohnzwecken dienend zu behandeln, soweit in 
ihnen nicht mehr als ein Personenkraftwagen für 
jede in dem Gebäude befindliche Wohnung unter- 
gestellt werden kann. Räume für die Unterstellung 
weiterer Kraftwagen sind stets als nicht Wohn- 
zwecken dienend zu behandeln. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gel- 
ten nur für Gebäude und Eigentumswohnungen, 
die im Bundesgebiet ausschließlich Berlin (West) 
errichtet worden sind." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Auf dem Baumarkt besteht zwischen Angebot 
und Nachfrage seit Jahren ein Mißverhältnis. 
Infolge dieses Mißverhältnisses sind die Preise 
besonders für Hochbauleistungen ständig und er- 
heblich gestiegen. Bereits im Jahre 1960 lagen 
die Baupreise im Hochbau im Jahresdurchschnitt 
7,5 v. H. höher als im Vorjahr. Von 1960 bis 1961 
haben sie sich weiterhin, und zwar um 7,6 v. H. er- 
höht. Im Durchschnitt der ersten acht Monate des 
Jahres 1962 haben sich die Baupreise gegenüber 
der entsprechenden Vorjahreszeit um weitere 
8,7 v. H. erhöht. 

Die Zahl der im Bau befindlichen sowie geneh- 
migten, aber noch nicht begonnenen Wohnungen 
betrug im Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(West): 


auch der Entwurf des Bundeshaushalts für das 
Jahr 1963 entsprechende Maßnahmen vor. Die 
Bundesregierung wird auf die Länder und die 
Gemeinden wegen einer entsprechenden Ein- 
schränkung ihrer Bauausgaben einwirken und 
wird prüfen, welche Maßnahmen für eine auf 
längere Dauer wirkende Ordnung des Bau- 
marktes erforderlich sind. 

Da dies Zeit erfordert, soll zunächst die von den 
erhöhten Absetzungen nach § 7 b EStG aus- 
gehende zusätzliche Baunachfrage vorüberge- 
hend eingeschränkt werden. Die Anwendung die- 
ser Vergünstigung wird nach dem vorliegenden 
Gesetzentwurf nur noch für die eigentumspoli- 
tisch besonders förderungswürdigen Eigenheime, 
Kleinsiedlungen und eigengenutzten Eigentums- 
wohnungen zugelassen, im übrigen aber für zwei 
Jahre ausgesetzt. 


am Jahresanfang 1958 542 000 

am Jahresanfang 1959 601 000 

am Jahresanfang 1960 621 000 

am Jahresanfang 1961 666 000 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
durch diese Maßnahme in Verbindung mit den 
anderen bald eine fühlbare Minderung der Nach- 
frage nach Wohnungsbauleistungen eintreten 
wird. 


am Jahresanfang 1962 725 000 (vorläufige Zahl) 

Da es notwendig erscheint, einem weiteren An- 
stieg des Bauüberhangs Einhalt zu gebieten, ist 
eine vorübergehende Beschränkung neuer Bau- 
vorhaben unvermeidlich. Die Nachfrage nach 
Bauleistungen übersteigt nämlich nach wie vor 
die Produktionskapazität. Es besteht andernfalls 
die Gefahr eines weiteren Steigens der Bau- 
preise. 

2. Da eine Ausweitung des Angebots, z. B. durch 
rationellere Bauausführung, Vorfertigung und 
verstärkte Einfuhr von Fertighäusern und Fertig- 
bauteilen, kurzfristig nicht in dem erforderlichen 
Maße möglich ist, können gesunde Verhältnisse 
auf dem Baumarkt nur durch Dämpfung der 
Nachfrage erreicht werden. Die übersteigerte 
Konjunktur in der Bauwirtschaft ist geeignet, 
— wie schon in den Vorjahren — mit den von 
ihr ausgelösten Preis- und Lohnerhöhungen 
störend auf andere Wirtschaftszweige einzuwir- 
ken. 

Im gesamtwirtschaftlichen Interesse, insbeson- 
dere im Hinblick auf das Preisgefüge und die 
Erhaltung der Kaufkraft der Währung, ist es er- 
forderlich, mit gezielten Maßnahmen die Nach- 
frage zu dämpfen. 

3. Die bisherigen Maßnahmen, insbesondere das 
Gesetz zur Einschränkung der Bautätigkeit vom 
8. Juni 1962 und die im Bundeshaushalt 1962 vor- 
genommenen Einschränkungen der Bauausgaben 
des Bundes, haben noch nicht genügt, die Nach- 
frage wirksam zu beschränken. Deshalb sieht 


B. Im einzelnen 
Zu Artikel 1 Ziff. 1 

Nach der bisherigen Fassung des § 7 b EStG kön- 
nen die nach dieser Vorschrift zulässigen erhöhten 
Absetzungen (2 X 7,5 und 8X4 v. H. der Her- 
stellungskosten) bei der Errichtung aller Gebäude, 
die zu mehr als 66 2 /3 v. H. Wohnzwecken dienen, 
in Anspruch genommen werden. Begünstigt ist fer- 
ner der Wiederaufbau von durch Kriegseinwirkung 
ganz oder teilweise zerstörten Gebäuden (Absatz 1 
Satz 4 der Vorschrift) sowie die Durchführung von 
Zubauten, Ausbauten und Umbauten an bestehen- 
den Gebäuden, wenn die neu hergestellten Ge- 
bäudeteile zu mehr als 80 v. H. Wohnzwecken die- 
nen (Absatz 2 der Vorschrift). Bei Kaufeigenheimen, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigentumswohnungen und 
Wohnungen, für die ein eigentumsähnliches Dau- 
erwohnrecht bestellt worden ist, können die er- 
höhten Absetzungen sowohl vom Bauherrn als 
auch vom Ersterwerber vorgenommen werden, vom 
letzteren jedoch nur insoweit, als der Bauherr sie 
nicht selbst geltend gemacht hat (Absätze 3 und 4 
der Vorschrift). 

Der vorgeschlagene neue Absatz 7 des § 7 b EStG 
sieht zur Dämpfung der Nachfrage auf dem Bau- 
markt vor, daß die Anwendung der Vorschrift in 
ihrer bisherigen Fassung für neu erstellte Gebäude 
vorübergehend ausgesetzt wird und eine einge- 
schränkte Fassung Anwendung findet. Für in Ber- 
lin (West) errichtete Gebäude soll diese Maßnahme 
nicht gelten, weil die Bauwirtschaft in Berlin nicht 
überbeschäftigt ist. 
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Wenn die erwünschte Wirkung aus der Ein- 
schränkung des § 7 b EStG erreicht werden soll, ist 
es notwendig, daß die Einschränkung möglichst 
kurzfristig wirksam wird. Der neue Absatz 7 be- 
stimmt deshalb, daß die Einschränkung für alle 
Gebäude gelten soll, bei denen der Antrag auf Bau- 
genehmigung nach dem 9. Oktober 1962 (dem Tag, 
an dem die Einschränkung des § 7 b EStG dem Bun- 
destag und damit der Öffentlichkeit angekündigt 
wurde) gestellt worden ist. Die Einschränkung für 
zwei Jahre ist erforderlich, weil allein der gegen- 
wärtige Bauüberhang die Bauwirtschaft länger als 
ein Jahr voll beschäftigt. Bis zum Ablauf der Frist 
von zwei Jahren wird die Bundesregierung prüfen, 
inwieweit mit Rücksicht auf wohnungspolitische, 
eigentunispolitische und gesellschaftspolitische Ge- 
sichtspunkte eine Reform der steuerlichen Förde- 
rung des Wohnungsbaues erforderlich ist. 

Zu Artikel 1 Ziff. 2 

Die neue Vorschrift des § 54 EStG entspricht in 
ihrem Aufbau und Wortlaut weitgehend dem bis- 
herigen § 7 b EStG. Sie enthält gegenüber dieser 
Begünstigung die folgenden Einschränkungen: 

a) Zu § 54 Abs. 1 EStG 

Von den erhöhten Absetzungen nach Absatz 1, die 
weiterhin mit 2 X 7,5 und 8 X 4 v. H. geltend gemacht 
werden können, kann nur noch der Bauherr eines 
Eigenheims, einer Eigensiedlung und einer eigen- 
genutzten Eigentumswohnung Gebrauch machen. 
Die Bestimmung dieser Begriffe ergibt sich aus den 
Vorschriften der §§ 9, 10 und 12 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und Familien- 
heimgesetz) in der Fassung vom 1. August 1961 
(BGBl. I S. 1121). Danach liegt ein Eigenheim bzw. 
eine eigengenutzte Eigentumswohnung u. a. nur 
vor, wenn das Gebäude bzw. die Wohnung zum 
Bewohnen durch den Eigentümer oder seine An- 
gehörigen bestimmt ist; der Begriff der Eigensied- 
lung setzt u. a. voraus, daß die Siedlung vom Eigen- 
tümer bewohnt wird. 

Erhöhte Absetzungen kommen hiernach nur noch 
in Betracht, wenn die bezeichneten Gebäude und 
Wohnungen zur Befriedigung des eigenen Wohn- 
bedarfs bzw. des Wohnbedarfs von Angehörigen 
errichtet werden. Tn diesen Fällen bleiben die Ab- 
setzungsmöglichkeiten des bisherigen § 7 b EStG 
mithin unverändert bestehen. Da Eigenheime, 


Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen vor- 
zugsweise von Personen mit kleinen und mittleren 
Einkommen errichtet werden, ist damit sicherge- 
stellt, daß die in der Vergünstigung liegende Finan- 
zierungshilfe den Personen, die dieser Hilfe am 
dringendsten bedürfen, uneingeschränkt erhalten 
bleibt. 

Unter die Begünstigung fallen für den vorgesehe- 
nen Zeitraum nicht mehr Mietwohngrundstücke 
sowie der Wiederaufbau kriegszerstörter Gebäude 
und Zubauten, Ausbauten und Umbauten an beste- 
henden Gebäuden. Da es sich hierbei um eine vor- 
übergehende Einschränkung der bestehenden Be- 
günstigung handelt, die dazu bestimmt, aber auch 
erforderlich ist, um eine wirksame Dämpfung der 
Baukonjunktur herbeizuführen, können Bedenken, 
die gegen eine dauernde Einschränkung dieser Art 
etwa erhoben werden könnten, zurückgestellt wer- 
den. 

b) Zu § 54 Abs. 2 EStG 

Die vorgeschlagene Fassung des § 54 Abs. 2 EStG 
entspricht dem Inhalt der Absätze 3 und 4 des § 7 b 
EStG mit folgenden Abweichungen: 

Die Bauherren von Kaufeigenheimen, Trägerklein- 
siedlungen und Kaufeigentumswohnungen können 
die erhöhten Absetzungen nur noch bis zu 7,5 v. H. 
der Herstellungskosten in Anspruch nehmen. Im 
übrigen stehen die erhöhten Absetzungen dem Erst- 
erwerber dieser Gebäude und Wohnungen zu. 

Die Begriffe des Kaufeigenheims, der Tragerklein- 
siedlung und der Kaufeigentumswohnung sind in 
den §§ 9, 10 und 12 des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes bestimmt. 

c) Zu § 54 Abs. 3 und 4 EStG 

Die Absätze 3 und 4 des § 54 stimmen inhaltlich 
mit den Absätzen 5 und 6 des § 7 b EStG überein. 

d) Zu § 54 Abs. 5 EStG 

Wegen der Ausnahmeregelung für in Berlin (West) 
errichtete Gebäude wird auf die Begründung zu 
Artikel 1 Ziff. 1 Abs. 2 Bezug genommen. 

Zu Artikel 2 und 3 

Die Artikel 2 und 3 enthalten die üblichen Schluß- 
vorschriften. 
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